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5 3 1 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
20. September 1988 betreffend den Geltungs-
bereich des Europäischen Übereinkommens

über die Übertragung der Strafverfolgung

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikations- bzw. Annahmeurkunden zum Euro-
päischen Übereinkommen über die Übertragung
der Strafverfolgung (BGBl. Nr. 250/1980) hinter-
legt:

Staaten:
Datum der Hinterlegung

der Ratifikations-
bzw. Annahmeurkunde:

Niederlande 18. April 1985
Spanien 11. August 1988

Die Niederlande und Spanien haben anläßlich
der Hinterlegung ihrer Ratifikations- bzw. Annah-
meurkunde folgende Vorbehalte erklärt bzw.
Erklärungen abgegeben:

NIEDERLANDE

„Die Niederlande nehmen das Übereinkommen
für das Königreich in Europa und die Niederländi-
schen Antillen an.

Zu Art. 18 Abs. 2:

Die Niederlande verlangen, daß die in Anwen-
dung dieses Übereinkommens übermittelten
Schriftstücke, die in einer anderen Sprache als der

niederländischen, deutschen, französischen oder
englischen Sprache abgefaßt sind, mit einer Über-
setzung versehen werden.

Zu Art. 21 Abs. 2 lit. d:

Die Niederlande gehen davon aus, daß eine
bedingte Einstellung für den Fall der Erfüllung der
dabei auferlegten Auflagen als Entscheidung auf
Einleitung eines Strafverfahrens anzusehen ist.

Zu Art. 43 Abs. 4:

Hinsichtlich seiner Beziehungen zu Belgien und
Luxemburg betreffend die Übernahme der Strafver-
folgung werden die Niederlande nicht dieses Über-
einkommen, sondern den am 11. Mai 1974 in Brüs-
sel unterzeichneten Vertrag zwischen dem König-
reich Belgien, dem Großherzogtum Luxemburg
und dem Königreich der Niederlande über die
Übertragung der Strafverfolgung anwenden."

SPANIEN

„Mit Bezug auf Art. 18 behält sich Spanien das
Recht vor zu verlangen, daß jedes Schriftstück
betreffend die Anwendung des Übereinkommens
mit einer Übersetzung ins Spanische versehen wird.

Mit Bezug auf Anlage I behält sich Spanien das
Recht vor, ein Verfolgungsersuchen in den in lit. a,
b und g vorgesehenen Fällen abzulehnen."

Vranitzky
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532. Vereinbarung zur Änderung der Verein-
barung zwischen dem Bundesminister für Ver-
kehr der Republik Österreich und dem Bun-
desminister für Verkehr der Bundesrepublik

Deutschland vom 5. April 1979

Der Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich und der Bun-
desminister für Verkehr der Bundesrepublik
Deutschland sind

in Durchführung des Art. 1 Abs. 2 lit. a des Vertra-
ges zwischen der Republik Österreich und der Bun-
desrepublik Deutschland vom 15. Dezember
1971 *) über die Führung von geschlossenen Zügen
(Zügen unter Bahnverschluß) der Österreichischen
Bundesbahnen über Strecken der Deutschen Bun-
desbahn in der Bundesrepublik Deutschland in der
Fassung vom 5. April 1979 **) und

in der Erwägung, daß zur Verbesserung der
Umwelt eine Entlastung der Straße durch die Füh-
rung von Zügen des Kombinierten Ladungsver-
kehrs (Rollende Landstraße) im Eisenbahndurch-
gangsverkehr geboten erscheint,

wie folgt übereingekommen:

I. Nach Artikel 1 wird als Artikel 2 eingefügt:

„Den Österreichischen Bundesbahnen wird fer-
ner die Berechtigung eingeräumt, im fahrplanmäßi-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 331/1974
**) Kundgemacht in BGBl. Nr. 506/1980

gen Eisenbahndurchgangsverkehr täglich bis zu
zehn Züge des Kombinierten Ladungsverkehrs
(Rollende Landstraße) in jeder Fahrtrichtung zu
führen, sofern dafür die betriebsorganisatorischen
Voraussetzungen vorliegen."

II. Diese Vereinbarung gilt auch für das Land
Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland gegenüber der Österreichischen
Bundesregierung innerhalb von drei Monaten nach
Inkrafttreten der Vereinbarung eine gegenteilige
Erklärung abgibt.

III. Die bisherigen Artikel 2 und 3 werden Arti-
kel 3 und 4.

IV. Diese Vereinbarung tritt am ersten Tage des
zweiten Monats nach ihrer Unterzeichnung in
Kraft.

Geschehen zu Bonn, am 1. September 1988, in
zweifacher Urschrift.

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Bauer

Für den Bundesminister für Verkehr der Bundesre-
publik Deutschland:

Reinhardt

Die Vereinbarung tritt gemäß ihrer Ziff. IV mit
1. November 1988 in Kraft.

Vranitzky

533.

(Übersetzung)

VEREINBARUNG
ZWISCHEN DEM BUNDESMINISTER
FÜR VERKEHR DER BUNDESREPU-
BLIK DEUTSCHLAND UND DEM BUN-
DESMINISTER FÜR ÖFFENTLICHE
WIRTSCHAFT UND VERKEHR DER
REPUBLIK ÖSTERREICH NACH
RN. 2010 DES ADR ÜBER DIE BEFÖR-
DERUNG VON CALCIUM-PHOSPHID
UND SCHÄDLINGSBEKÄMPFUNGS-
MITTELN MIT CALCIUM-PHOSPHID

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2470 und 2471 der Anlage A des ADR dürfen
Calciumphosphid und Schädlingsbekämpfungsmit-
tel mit Calciumphosphid als Stoffe der Klasse 4.3
unter folgenden Bedingungen im internationalen
Straßengüterverkehr befördert werden:
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1. Verpackung
1.1 Zusammengesetzte Verpackungen
1.1.1 Die Stoffe sind in Mengen bis zu höchstens

2 kg in hermetisch (dicht) verschlossene Fla-
schen aus Glas zu verpacken; die Flaschen
sind mit Polstermitteln in Kisten aus Holz mit
Metallauskleidung der Codierungen 4 C 2,
4 D oder 4 F einzusetzen.

1.1.2 Die Stoffe sind in Mengen bis zu höchstens
15 kg in hermetisch (dicht) verschlossene
Gefäße aus geeignetem Kunststoff oder
Metall oder in Mengen bis zu höchstens
10 kg in hermetisch dicht verschlossene
Dosen aus geeignetem Kunststoff zu verpak-
ken. Die Innenverpackungen sind in Kisten
aus Holz der Codierungen 4 C 1, 4 C 2, 4 D
oder 4 F oder in Kisten aus Pappe der Codie-
rung 4 G einzusetzen.

1.2 Sonstige Verpackungen
Die Stoffe dürfen auch in hermetisch (dicht)
verschlossene Fässer aus Stahl mit abnehmba-
rem Deckel der Codierung 1 A 2 mit einem
zulässigen Fassungsraum von höchstens 250 1
verpackt werden.

1.3 Bauartprüfung
Die Verpackungen mit oder ohne Innenver-
packungen müssen einer Bauartprüfung nach
Anhang A.5 zur Anlage A des ADR mit
Erfolg unterzogen worden sein. Es sind die
Bedingungen für Stoffe der Verpackungs-
gruppe I anzuwenden.

1.4 Zulassung und Kennzeichnung
1.4.1 Die Bauart der Verpackung muß gemäß

Anhang A.5 zugelassen sein.

1.4.2 Jede auf Grund der zugelassenen Bauart her-
gestellte (Außen-)Verpackungen muß die vor-
geschriebene Kennzeichnung tragen.

2. Sonstige Vorschriften
2.1 Ein Versandstück nach Nummer 1.1 darf bei

Verwendung von Kisten aus Holz nicht
schwerer als 125 kg und bei Verwendung von
Kisten aus Pappe nicht schwerer als 40 kg
sein.

2.2 Jedes Versandstück ist mit einem Gefahrzettel
nach Muster Nr. 4.3 und 6.1 des Anhangs A.9
zur Anlage A des ADR zu kennzeichnen.

2.3 Die sonstigen für Stoffe der Klasse 4.3, Zif-
fer 2, geltenden Vorschriften sind entspre-
chend anzuwenden.

3. Angaben im Beförderungspapier
Im Beförderungspapier ist zusätzlich zu den
sonst vorgeschriebenen Angaben folgende
Bezeichnung des Gutes aufzunehmen: „Calci-
umphosphid bzw. Schädlingsbekämpfungs-
mittel mit. . .% Calciumphosphid, 4.3, ADR."
Außerdem hat der Absender zu vermerken:
„Beförderung vereinbart nach Rn. 2010 des
ADR."
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(2) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-
tragsparteien, längstens jedoch bis zum 31. Dezem-
ber 1990.

Wien, den 31. 8. 1988

Für den Bundesminister für öffentliche Wirtschaft
und Verkehr der Republik Österreich:

Berger

Bonn, den 8. 3. 1988

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:
Bredemeier

Vranitzky

534.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

A B K O M M E N

ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTER-
REICH UND DER REPUBLIK TUNE-
SIEN ÜBER DIE ZUSAMMENARBEIT
AUF DEN GEBIETEN DER KULTUR,

WISSENSCHAFT UND ERZIEHUNG

Die Republik Österreich und die Republik Tune-
sien,

vom Wunsche geleitet, die Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Ländern auf den Gebieten der
Kultur, Wissenschaft und Erziehung zu entwickeln
und so zur Förderung des gegenseitigen Verständ-
nisses und der freundschaftlichen Beziehungen zwi-
schen dem österreichischen und dem tunesischen
Volk beizutragen,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Die Vertragsstaaten unterstützen die Entwick-
lung der Zusammenarbeit auf den Gebieten der
Wissenschaft und Forschung, des Schul- und
Hochschulwesens, der Kultur und Kunst, des
Jugendaustausches sowie des Sports.

Artikel 2

(1) Die Vertragsstaaten unterstützen die direkte
Zusammenarbeit zwischen den Universitäten und
anderen wissenschaftlichen Einrichtungen sowie
Kunsthochschulen. Die Vertragsstaaten tauschen
zu diesem Zweck Universitätslehrer und Forscher
aus, sei es durch Einladung von Gastprofessoren
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und Lektoren, sei es durch Einladung zu kürzeren
Aufenthalten, die Gastvorträgen oder befristeter
wissenschaftlicher Zusammenarbeit gewidmet sind.

(2) Die Vertragsstaaten ermutigen zur gemeinsa-
men Durchführung von Forschungsprojekten.

(3) Die Vertragsstaaten werden einen Erfah-
rungs- und Informationsaustausch auf dem Gebiet
des Hochschulwesens, insbesondere hinsichtlich
der Organisation der Studien an Universitäten und
Hochschulen, durchführen.

Artikel 3

Jeder Vertragsstaat stellt jährlich entsprechende
Stipendien für solche Studierende und absolvierte
Akademiker des anderen Landes zur Verfügung,
welche die notwendigen wissenschaftlichen oder
künstlerischen sowie sprachlichen Qualifikationen
zur Durchführung von Spezialstudien und wissen-
schaftlichen Arbeiten an den akademischen Institu-
tionen und Forschungsstätten des anderen Landes
besitzen.

Artikel 4

Die Republik Österreich ermutigt zur Teilnahme
qualifizierter tunesischer absolvierter Akademiker
an speziellen Post-Graduate-Lehrgängen an öster-
reichischen Universitäten und Hochschulen.

Artikel 5

Die Republik Österreich ermutigt zu Ansuchen
qualifizierter tunesischer Kandidaten um Auf-
nahme an die Diplomatische Akademie in Wien.

Artikel 6

(1) Die Vertragsstaaten ermöglichen im Rahmen
der gesetzlichen Bestimmungen Wissenschaftern
und Studenten des jeweils anderen Landes den
Zugang zu ihren Bibliotheken und Archiven sowie
die Anfertigung von Kopien von Handschriften,
Büchern und Druckschriften auf eigene Kosten.

(2) Die Vertragsstaaten gewähren dabei jede
mögliche Unterstützung.

Artikel 7

(1) Die Vertragsstaaten ermutigen zur Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet der Archäologie und för-
dern insbesondere die Durchführung gemeinsamer
Forschungen auf diesem Gebiet.

(2) Im Rahmen der in Tunesien geltenden
Bestimmungen für ausländische Missionen im
Bereich der Archäologie wird Tunesien die Durch-
führung österreichischer Ausgrabungs- und For-
schungsprojekte im Bereich der Archäologie unter
den gleichen günstigen Bedingungen ermöglichen,
welche es bereits anderen Staaten gewährt hat.
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Artikel 8

Die Vertragsstaaten unterstützen den Erfah-
rungsaustausch zwischen Fachleuten auf dem
Gebiet des Erziehungswesens und zwischen Per-
sönlichkeiten des Kulturlebens im Rahmen von
Besuchen. Im Interesse der künftigen Entwicklung
eines Jugendaustausches unterstützen sie ebenso
den Austausch von Experten der außerschulischen
Jugenderziehung.

Artikel 9

Die Vertragsstaaten werden Unterlagen zum
Zwecke der Darstellung des eigenen Landes in
Schulbüchern des anderen Landes austauschen.

Artikel 10

Die Vertragsstaaten ermutigen zu einer engeren
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des allgemeinbil-
denden und des berufsbildenden Schulwesens sowie
der Lehrerbildung und der Erwachsenenbildung,
insbesondere durch den Austausch von Experten
und andere geeignete Maßnahmen.

Artikel 11

Die Vertragsstaaten ermutigen zur Durchfüh-
rung von künstlerischen und wissenschaftlichen
Ausstellungen im anderen Land und erleichtern die
Beteiligung an solchen Veranstaltungen.

Artikel 12

Die Vertragsstaaten ermutigen zum Austausch
von Journalisten.

Artikel 13

(1) Die Vertragsstaaten ermutigen zum Aus-
tausch von Solisten und künstlerischen Ensembles
über Vermittlung von Konzertagenturen auf kom-
merzieller Basis. Die diesbezüglichen Vereinbarun-
gen werden direkt mit den Konzertagenturen
getroffen.

(2) Weiters ermutigen die Vertragsstaaten zu
einem Erfahrungsaustausch auf den Gebieten der
Musik, des Balletts, des Theaters, der Literatur, des
Filmwesens und der bildenden Künste durch Über-
mittlung von Publikationen und Dokumentationen
sowie durch Austausch von Experten auf Grund
von Anträgen.

Artikel 14

(1) Die Vertragsstaaten ermutigen zur gegensei-
tigen Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Sports.

(2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die
Benützung der staatlichen Sporteinrichtungen



200. Stück — Ausgegeben am 30. September 1988 — Nr. 534 3765

durch Staatsangehörige des anderen Vertragsstaa-
tes sowie die Durchführung von sportlichen Wett-
bewerben zu erleichtern. Weiters ermutigen die
Vertragsstaaten zum Austausch von Jugendgrup-
pen und Sportmannschaften und fördern ihre
Unterbringung im anderen Vertragsstaat.

Artikel 15

Die auf Grund dieses Abkommens vereinbarten
Stipendien haben Aufenthaltskosten (Unterbrin-
gung, Verpflegung, Taschengeld), Studiengebüh-
ren und eine entsprechende Krankenversicherung
zu decken.

Artikel 16

Bei auf Grund dieses Abkommens vereinbarten
Einladungen trägt der Entsendestaat die Reiseko-
sten zum ersten und vom letzten Zielort, der Emp-
fangsstaat die allenfalls vereinbarten Inlandsreisen,
die Kosten für Nächtigung und Verpflegung sowie
in angemessener Weise die sonstigen sich aus dem
Zweck der Einladung ergebenden Kosten.

Artikel 17

(1) Zur Erleichterung der Durchführung dieses
Abkommens errichten die Vertragsstaaten eine
Gemischte Kommission, die aus Vertretern beider
Vertragsstaaten besteht. Die Kommission tritt
abwechselnd in Österreich und Tunesien zusam-
men. Der Zeitpunkt der Tagungen dieser Kommis-
sion wird auf diplomatischem Wege festgelegt.

(2) Die Gemischte Kommission erarbeitet Pro-
gramme zur Erleichterung und Durchführung die-
ses Abkommens.

Artikel 18

Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Tunis ausgetauscht werden.

Es tritt am ersten Tag des dritten Monats, der
auf den Austausch der Ratifikationsurkunden folgt,
in Kraft.

Artikel 19

Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit
abgeschlossen. Es kann jederzeit auf diplomati-
schem Weg gekündigt werden. Die Kündigung
wird sechs Monate nach dem Zeitpunkt wirksam,
zu dem sie dem anderen Vertragsstaat notifiziert
wurde.

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten
beider Vertragsstaaten dieses Abkommen unter-
zeichnet und mit Siegeln versehen.
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Geschehen zu Wien, am 26. Mai 1987 in zwei
Urschriften, jede in deutscher und französischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:
Dr. Alois Mock

Für die Republik Tunesien:
Mokhtar Zannad

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 29. August 1988 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 18 Abs. 2 mit
1. November 1988 in Kraft.

Vranitzky


